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Bonapartismus wider "Demokratie"
In den anderthalb Jahren, die das Leben der National-

versamrnlung umfaBt, ist ihre Machtgrundlage in den
Wählermassen flötengegangen, Ihre Zusammensetzung
widerspricht aufs schroffste der augenblicklichen Stim-
mung der Wählerrnassen und ieder Tag, der weiter ins
Land geht, wird diesen Widerspruch stelgem.

Der entscheidende Gesichtspunkt für die rev. Arbeiter-
klasse kann auch in dieser Frage nur der sein, die Krise
der Bourgeoisie zu beschleunigen. J e g r ö B e r der
Abstand wird zwischen der Zusammen-
set z u n g des Par I am ent s u ndd e n Mach t-
ver h ä I t nis sen a u B er h a I b des Par I a men t S :
um so w a h r s c h e in l ic h e r wird eine akute
Zus pit z u n g der i n n ere n K ris i s.

Die r e v 0 I u t ion ä reA r bei ter k I a s s e wei B,
d a B der Entscheidungskampf z w is c h e n
Ko rn m u n is m u s und Ka p i t a l Ls m u s nicht auf
p a r l a rn e n t a r is c h e m Boden a u s g e I o c h t e n
we r den wir d. Sie spekuliert nicht darauf, durch den
Wahlzettel zur Macht zu gelangen.

Sie betrachtet die bürgerliche Demokratie nur von
dem Gesichtspunkt aus, wie sie am raschesten zerbrochen
werden kann.

Die beste Vorbedingung dafür ist die Ausweitung des
Widerspruchs zwischen den realen Machtverhältnissen
und ihrem parlarnentarischen Ausdruck. Von diesem
Gesichtspunkt ist das D r ä n gen a u f m ö g I i c hst
raschen Abtritt der Nationalversamm-
I u n g g e gen das r e v 0 I u t ion ä rel n ter e s s e.
Und nicht nur das, e sst ä r ktv 0 n n e u e m die
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l l l u s io n bei den Volksrnassen, als ob der
Stimmzettel ihnen das Heil b r in g e n
werde und es arbeitet direkt der n e u-
bon a par t i s t i s c hen D e mag 0 g i ede r L u d e n-
d 0 rf f e rin die H ä n d e.

Aus einenr Artikel über die ,Amf!ösungder Nationalver-
sarnmlung. Rote .F.aJhne vorn 12. März 1920.

Das schrieb die Kommunistische Partei am 12. 3. 20.
Dann kam der Kapp-Putsch mit der "berühmten" Er-
klärung von der loyalen Oppositlon. Das war 1 4 Tag e
später, Und dann kam das direkt den Ludendorffern In-
die-Ifände-arbeiten. Das war 8 Monate später, (Siehe
auch: Ein Meisterstück.)

fleute taumelt die KPD. von einer Wahl zur andern.
Pefchstag, Landtag. Gemeinde, Gewerkschaft, Genossen-
schaft, Betriebsräte bis zur Wahl von "rev." Laubenkol.
usw. Sie kommen aus diesem Wahlschwindel sar nicht
mehr heraus.

Das nennen sie Erziehung zur Revolution und zum
Kommunismus.

Die Wendun2
A r bei ter u n dAr bei ter i n n en! Die Koali-

tionspolitik muf fallen, soll Arbeiterpolitik bestehen. Mil-
lionenstimmig muû in den Arbeitermassen der Ruf leben-
dig werden:

Auflösung des Reichstages! Neuwahl
unter der Losung: Ar b e i t e r r e g i e r u n g !
Sollte die Regierung sich weigern, dem Willen des Pro-
letariats, dem Willen der überwältigenden Mehrheit des
deutschen Volkes zu gehorchen, so müssen die Spitzen-
verbände rücksichtslos die Massen zum Kampte rufen,
zum Karnpîe mit den äuûersten Mitteln.

Die Zentrale der Kommunlstisohen Partel Deutsehlands.
8. J'uH 1922.
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Die loyale Opposition ! Ein Meisterstück kommu-
nistischer ParlamentsPOUtik.

Die Kommunistische Fraktion im Parlament und die
Kommunistische Partei auBerhalb des Parlaments wird
euch nicht stören, wahrzumachen, was
ihr versprochen habt.

Sie werden jeden ernsten Versuch dieser Parteien,
den parlamentarischen und Regierungsapparat zur Durch-
setzung konkreter MaBregeln auf dem Wege zum Sozia-
lismus auszunutzen nicht nur nicht hindern, sondern inner-
und auêerparlamentarisch tatkräftig unterstützen.

Wenn die mehrheitssozialistisch - rechtsunabhängtge
Regierung im schärfsten Kampte sesen das kapitalistische
Vnternehmen sich einsetzen werden:
für eine Amnestie aller politischen Vergehen und Ver-

brechen,
für die ernsthafte Entwaffnung der Konterrevolution, der

Orgesch und anderer Selbstschutzorganisationen des
Bürgerturns,

für die Schaffung ernsthafter Selbstschutzorganisationen
des Proletariats,

für die soîortige Enteignung, Wiedereröffnung und Wei-
terführung aller stillgelegten und verkürzt arbeiten-
den Betriebe durch die Betriebsräte,

für Versorgung der Arbeitenden mit billigen Lebensmitteln
auf Kosten der Besitzenden,

für Beschlagnahme aller überschüssigen Wohnräume der
Reichen zur Unterbringung der arbeitenden Bevölke-
rung,

für die Wiedereinstellung der Arbeitslosen in die Betriebe
durch Wiederaufnahme der stillgelegten und einge-
schränkten Betriebe,

für die Verpflichtung der Gesamtunternehmerschaft, die
Arbeitslosen in voller Lohnhöhe zu unterstützen,

so werden wir Kommunisten in der Durchführung dieser
MaBnahmen sie parlamentarisch und auûerparlarnen-
tarisch unterstützen.

Die KRO. zur fkage der lR~ieiflmg in Sachsen, - SPD.
- IUSIP. üm November 1920.
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.Wird euch ni c hts t öre n , wahrzumachen, was
ihr versprochen!"

Wie klingt die s e Sprache allen so bekannt, die sich
urn das Banner des Marxismus scharten vom 4. August
1914 ab.

Ist es nicht derselbe Ton, dieselbe Ideologie, wie in der
berüchtigten Erklärung der sozialdemokratischen Reichs-
tagsfraktien am 4. August 1914?: .Da machen wir wahr,
was wir immer betont haben: Wir lassen in der Stunde
der Gefahr das eigene Vaterland nicht im Stich." Vnd
wohin führte sfe nach etwa 2 Jahren?

Siehe "D e r Ru h r kr i eg".

Die Hme der KPD. in Sachsen für die "sozialistische'~
Regierum~

Diese Regierung war im Herbst 1921 in Schwlerig-
keiten. Die KPD. gab in dieser Situation den Ausschlag
und gab in dieser historischen Stunde folgende Erklä-
rung ab:

Die kommunistische Fraktion des Sächsischen Land-
tages erblickt in dem MiBtrauensvotum der Deutschnatio-
nalen gegen die unabhängigen Minister Liplnski, FleiBner
und Jäckel, unter absichtlicher Schonung der sozialdemo-
kratischen Minister, den Versuch, auch in Sachsen eine
Stinneskoalition herbeizuführen.

Die Interessen des Proletariats erfordern nicht Aus-
weichen vor den Augriffen der bürgerlichen Parteien,
sondern schärfsten tätigen Karnpî gegen die Orgesch
durch Säuberung der Verwaltung, Polizei und Justiz, die
Entwaffnung und Auf!ösung der illegalen Organisationen
der Bourgeoisie, die Anwendung der revolutionären Ge-
walt gegen die konterrevolutionäre Gewalt, und ener-
gische "MaBnahmen zurn Schutze des Achtstundentages.

Die kommunistische Fraktion fordert die sozialistische
Regierung auf, den Kampt der Arbeiter durch eine aktive
antikapitalistische revolutionäre Politik zu fördern. Sie
wird in diesem Karnpie die sozialistische Regieruns so-
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wohl im Parlament wie auch aul3erhalb des Parlaments
unterstützen.

Im Auszusr wiedengegeben,

Der Dank!

Die Knebelung der kommunistischen Presse.
Leipzig, 30. November 1921.

Wie amtIich rnitgeteilt wird, ist die an Stelle der ver-
botenen kommunistischen Zeitungen: Der rote Kurier und
die Sächsische Arbeiterzeitung erschienene Kornmu-
nistische Arbeiterzeitung gleichfalls verboten worden da
sie sich als die Fortsetzung der bereits verbotenen Zei-
tungen darstellt.

Dazu ein Radekscher Hirtenbrief!
Manche Genossen haben gesagt, sie können nur einer

Päteregterung angehören, aber niemand hat versucht
diese Behauptung zu begründen, Man kann sie auch
nicht beweisen. Die Kom m u nis t i s c h e Par t e i
k ~ n n ie der Re g ier u n g a n g e h öre n, die ge-
w i l l t i s t , mit dem Ka p i t a l i s m u s ernst zu
k ä m p fen. Es gibt keinerlei prinzipielle Gründe für die
Teilnahme, kei n e r I e i p rin zip i e I I e li i n der _
nisse der Teilnahme der Kommunisti-
schen Partei an einer Regierung, die den
Kam p f ge gen das Kap i t a I gen ö tig t z u f ü h-
ren ist.

Man kann sich schlechterdings ei ne Steigerung des
Verrats an der proletarischen Revolution nicht mehr vor-
stellen. Welche Regierungen Radek unterstützen wiII,
dafür gleich ein paar Beweise in "Ertappte Maulaufreil3er"
und "Revolutionäre Maulhelden".

Ertappte Maulaufrei8er
Der Moskauer Stol3trupp weil3 xar nicht, wie er den

Proletariern die Gehirne verkleistern soli sie sollen doch
nicht merken, was vorgeht, und was si~ für eine RoIIe
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spielen. Bei der letzten "Aktion" im Reichstag haben be-
kanntlich die "äul3ersten Linken" kühn und tapîer gegen
die Regierung gestimmt und ob der Stimmenenthaltung
von 24 USP.-Mannen ein furchtbares Geschrei erhoben.
Die .Leipziger Volkszeitung" brachte nun ei ne Unter-
redung zwischen dem Oberregisseur Radek und dem
USP.-Radek Breitscheid, in der sie behauptete, dal3 die
USP. in ihrer lialtung sich durchaus in Uebereinstimmung
mit Radek befand.

Die "Rote Fahne" woIIte dies in ihrer bekarmten Ma-
nier als Klatsch abtun und meinte, dal3 Radek den Stand-
punkt vertreten hätte, die .Bannerträgerin" müsse ent-
weder ihr Mil3trauensvotum zurückziehen, oder aber
gegen die Regieruna stimmen. Diesem GefaseI macht der
USP.-Radek nun ein Ende. Er schreibt in der "Freiheit":

"In der .Leipziger Volkszeitung" befinden sich einige
Mitteilungen über ein Gespräch, das ich am 13. Februar
im liaus des Chefs der Ostabteilung des Auswärtigen
Amtes mit Radek über die innerpolitische Krise in
Deutschland gehabt habe.

leh habe von dieser Unterredung bisher nur einige
Parteigenossen, die übrigens zum Teil vorher durch einen
Zeugen des Gespräches unterrichtet worden waren, in
Kermtnis gesetzt. Nachdem die Angelegenheit aber in die
Presse gekommen ist, halte ich mich für verpflichtet,
auch in der OeffentIichkeit ei ne genauere Darstellung zu
geben.

Bald nachdem Radek und ich uns begrül3t hatten,
kamen wir in eine U n ter hal t u n g ü b e r die R e -
g ier u n g s k ris e. Radek Iragte, ob wir es für zweck-
mäl3ig hieIten, in diesem Augenblick aus prinzipiellen
Gründen Wir th zu stürzen. Auf mei ne Entgegnung, daû
ich persönlich Bedenken trage, obwohl die Fassung des
Vertrauensvotums es der Fraktion schwer mache, anders
als mit Nein zu stimmen, meinte er, man dürfte einen
solchen Schritt nur tun, wenn man zu der lioffnung be-
rechtigt set, damit seinen eigenen Zielen näherzukom-
men. E s s e i i h m s e h r z wei fel haf t, 0 bda s
der Fall sein würde, da sich im gegen wär-
t ig e n Moment ei ne Ar b e i t e r r e g i e r u n g
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k a u m den ken I a s s e. Die Möglichkeit einer Rechts-
regierung sei sehr nahe gerückt, und das bedeute auch
auBenpolitisch eine groBe Gefahr.

Ich stimmte dem zu und leste Radek nahe, er möge
seine Ansicht seinen kommunistischen Parteifreunden
übermitteln. Er erklärte, er könne deshalb keinen Ein-
fIuB auf die Kommunisten ausüben, weil er in amtIicher
Eigenschaft in Berlin sei und nicht den Eindruck er-
wecken woIIe, als ob er aus irgendwelchen russischen
Interessen heraus irgendwie für die ErhaItung des Kabi-
netts Wirth eintrete. W ä ree r M it g I i e d der
Deutschen Kommunistischen Partei, so
würde er dafür stimmen, d a B bei der ent-
scheidenden Abstimmung die f'raktion
nur einen Horchposten im SaaIe lasse und
i m ü b r i gen ni c h t a n der Abs t i m m u n g te i I-
ne hm e.

Da ich wuBte, daB Radek mit der Unabhängigen Zen-
traIIeitung wegen internationaIer Angelegenheiten Be-
sprechungen hatte, fragte ich ihn, ob er nicht auch den
Genossen Ledebour und Rosenfeld seine Meinung über
die Regierungskrisis gesagt habe oder sagen woIIe. Seine
Antwort war, daB er mit Ledebour gesproehen habe, sich
des weiteren aber aus den angegebenen Gründen nicht
zu engagieren beabsichtige. .

Wir kamen im weiteren Verlauf des Abends noch
einmal auf den Gegenstand zurück, und Radek sagte mir:
"I c h rei s e a m Don n e r sta gab, u n d i c h hof f e,
d a B bis d a h i nni c h t "aus prinzipiellen Gründen'"
das Kab i net t Wir t h ges t ü r z t is t."

Soweit ich unterrichtet bin, hat Radek ähnliche Aus-
Iührungen gegenüber einem seiner Parteifreunde ge-
macht."

Kommunistisohe Arbeiter-Zeitun,g. 3. JaJhr'lr. 1922. Nr. 14.

Auch ein Beitrag zum .Kampt" sexen die "rechte"
USP. Wieviel Kinderrnut und Abgebrühtheit gehört je-
doch dazu, eine solche RoIIe zu spielen.

Die "russischen Interessen" erforderten : Kabinett
Wirth bleibt!
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Wie die KPD. sich wieder von dem "Heidelberg"-
Radek "beraten" lieB.

Revolutionäre Maulhelden
Die "f'reiheit" vom 22. Juli liefert den Beweis, daB

sie, was Phraseologie anbetrifft, es noch iederzeit mit den
Moskauiünzern aufnehmen könnte. In einem Artikel
"Der kommunistische Verrat an der Revolution" schreibt
sie - die aIIerdings am wenigsten Recht dazu hat -
den Helden urn Remmele Iolgendes ins Stammbuch:

Die Kommunisten konnten die Regie·
r u n g stürzen und die Reichstagsauflö-
s u n g e r z win gen. Sie haben es nicht nur nicht ge-
tan, sondern haben sogar f ü r die Regterungsvorlage
gestimmt und damit die R e g ier u n g g ere t t e t ,
haben anonvme Koalitionspolitik getrieben und die Revo-
lution verraten.

Unrnöglich! werden zweifelnd und entsetzt die Gläu-
bigen der "Roten Fahne" stammeIn. Und doch ist es so.
Hier der Beweis:

Das Beamtendiszlplinargesetz bedurfte zu seiner An-
nahme einer quaIifizierten Mehrheit, da es ein verlas-
sungsänderndes Gesetz ist. Es muBten bei der Abstim-
mung mindestens zwei Drittel der Relchstagsabgeord-
neten anwesend sein und von den Anwesenden muBten
mindestens zwei Drittel für das Gesetz stimmen. Kam
diese qualifizierte Mehrheit nicht zustande, so fiel das
Gesetz, die Reichsregterung war vom Parlament des-
avouiert in ihren Bernühungen, die Sabotage der Re-
publik durch die reaktionären Beamten zu verhindern.
Eine solche Niederlage hätte das Prestige der Regierung
erschüttert, sie hätte zurücktreten müssen. AIIein die
ReichstagsaufIösung und die Ausschreibung von Neu-
wahlen hätte die Krise lösen können.

Jetzt liegt die amtliche Abstimrnungsliste über die bei-
den namentIichen Abstimmungen vor, die in der letzten
Reichstagssitzung über das auf 5 Jahre befristete allge-
meine Gesetz zum Schutz der Republik und über das für
die Dauer geschaffene Beamtendisziplinargesetz erfolgt
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k a u m den ken I as s e. Die Möglichkeit einer Rechts-
regierung sei sehr nahe gerückt, und das bedeute auch
auBenpolitisch eine grolle Gefahr.

leh stimmte dem zu und legte Radek nahe, er möze
seine Ansicht seinen kommunistischen Parteifreunden
übermitteln. Er erklärte, er könne deshalb keinen Ein-
fluB auf die Kommunisten ausüben, weil er in amtlicher
Eigenschaft in Berlin sei und nicht den Eindruck er-
wecken wolle, als ob er aus irgendwelchen russischen
Interessen heraus irgendwie für die Erhaltung des Kabi-
netts Wirth eintrete. W ä ree r M i t g I i e d der
Deutschen Kommunistischen Partei, so
würde er dafür stimmen, d a B bei der ent-
scheidend en Abstimmung die Fraktion
nur einen Horchposten im SaaIe lasse und
i m ü b r i gen ni c h t a n der Abs ti m m u n g te i I-
n eh m e.

Da ich wuB te, daB Radek mit der Unabhängigen Zen-
tralleitung wegen internationaler Anxelegenheiten Be-
sprechungen hatte, fragte ich ihn, ob er nicht auch den
Genossen Ledebour und Rosenfeld seine Meinung über
die Regierungskrisis gesagt habe oder sagen wolle. Seine
Antwort war, daB er mit Ledebour gesprochen habe, sich
des weiteren aber aus den angegebenen Gründen nicht
zu enzazteren beabsichtige. .

Wir kamen irn weiteren Verlauf des Abends noch
einmal auf den Gegenstand zurück, und Radek sagte mir:
"I c h rei s e a m Don n e r sta gab, u n d i c h hof f e,
d a B bis d a h i nni c h t "aus prinzipieUen Oründen'"
das Kabinett Wirth gestürzt ist."

Soweit ich unterrichtet bin, hat Radek ähnliche Aus-
Iührungen gegenüber einem seiner Parteifreunde ge-
macht."

Kommanistisohe Aobeiter ..Zeitung, 3. Jahre. 1922. Nr. 14..

Auch ein Beltrag zum .Kampi" gegen die "rechte"
USP. Wieviel Kindertnut und Abgebrühtheit gehört je-
doch dazu, eine solche Rolle zu spielen,

Die "russischen Interessen" erforderten : Kabinett
Wirth bleibt!
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Wie die KPD. sich wieder von dem "Heidelberg"-
Radek "be raten" lieB.

Revolutionäre Maulhelden
Die "Freiheit" vom 22. Juli liefert den Beweis, daB

sie, was Phraseologie anbetrifft, es noch jederzeit mit den
Moskaujüngern aufnehmen könnte. In einem Artikel
"Der kommunistische Verrat an der Revolution" schreibt
sie - die allerdings am wenigsten Recht dazu hat -
den Helden urn Remmele Iolgendes ins Stammbuch:

Die Kommunisten konnten die Regie-
r u n g stürzen und die Reichstagsauflö-
s u n g e r z win gen. Sie haben es nicht nur nicht ge-
tan, sondern haben sogar f ü r die Reglerungsvorlage
gestimmt und damit die R e g ier u n g g ere t t e t ,
haben anonvrne Koalitionspolitik getrieben und die Revo-
lution verraten.

Unrnöglich! werden zweifelnd und entsetzt die Gläu-
bigen der "Roten Fahne" stammein. Und doch ist es so.
Hier der Beweis:

Das Bearntendisziplinargesetz bedurfte zu seiner An-
nahme einer qualifizierten Mehrheit, da es ein vertas-
sungsänderndes Gesetz ist. Es muBten bei der Abstim-
rnung mindestens zwei Drittel der Reichstagsabgeord-
neten anwesend sein und von den Anwesenden muBten
mindestens zwei Drittel für das Gesetz stimmen. Kam
diese qualifizierte Mehrheit nicht zustande, so fiel das
Gesetz, die Reichsregterung war vom Parlament des-
avouiert in ihren Bemühungen, die Sabotage der Re-
publik durch die reaktionären Beamten zu verhindern.
Eine solche Niederlage hätte das Prestige der Regierung
erschüttert, sie hätte zurücktreten müssen. Allein die
Reichstagsauflösung und die Ausschreibung von Neu-
wahlen hätte die Krise lösen können.

Jetzt liegt die amtliche Abstimrnungsliste über die bei ..
den namentlichen Abstimmungen vor, die in der letzten
Reichstagssitzung über das auf 5 Jahre befristete allge-
meine Gesetz zum Schutz der Republik und über das für
die Dauer geschaffene Beamtendisziplinargesetz erfolgt
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sind. Nach dieser amtlichen Liste haben für das Beamten-
disziplinargesetz 278, dagegen 135 Abgeordnete gestimmt.
Es sind also 8 Stimmen über die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit abgegeben worden. Diese 8 Stimmen haben das
Kabinett Wirth vor dem Sturz gerettet, haben die Reichs-
tagsauflösung verhindert. Und dlese 8 Stimmen haben
die Kommuntsten gestellt! Ja, noch mehr, sie haben nicht
nur 8, sie haben sogar 12 Stimmen für die Regierung
Wirth abgegeben. Zwei Kommunisten haben bei der Ab-
stimmung gefehlt.

Hätten sich die Kommunisten der Stimme enthalten,
so wären nur 266 Stimmen für das Gesetz abgegeben
worden, es wäre gefallen. Ilätten die Kornmunisten, was
sie als prinzipielle Gegner der Regierung tun muf ten,
gegen das Gesetz gestimmt, so wären 147 Stimmen da-
gegen abgegeben worden, die Zweidrittelmehrheit dafür
hätte 295 betragen müssen, es hätten also 29 Stimmen
gefehlt. Das Gesetz wäre erst recht abgelehnt gewesen.
Die Kommunisten hatten also sowohl
dur eh S t i mme nt h a I t u n g wie dur eh A b l e h-
nung das Schicksal des Gesetzes v ö l l ig
in der fl a n d und damit das Schicksal der
R e g ier u n gun d des g a n zen Rei c hst a g s.
Aber der groûe Moment fand ein kleines Geschlecht!
Statt die politische Situation zu einer revolutionären zu
gestalten, trieben die Kommunisten anonvrne Koalitions-
politik zur Erhaltung des Kabinetts Wirth. Die amtliche
Abstimmungsliste enthüIlt diesen Verrat der Kommunisten
an der Revolution. Sie enthält Iolgende Angaben über
die beiden Abstirnmungen, von denen die erste das
Schutzgesetz, die zweite das Beamtendisziplinargesetz
betrifft, urn das es sich hier handelt:

Bartz Nein Ja liölIein Nein Ja
Berthelé Nein Ja Koenen Nein Ja
Eckardt fehlt fehlt Malzahn Nein Ja
Eichhorn Nein Ja Remmele Nein Ja
frölich Nein Ja Stoecker Nein Ja
lierzfeld Nein Ja Thomas Nein Ja
fievdemann Nein Ja Zetkin fehit fehlt
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Aus dieser amtlichen Liste ergibt sich, daf alle 12
Kommunisten, die überhaupt anwesend waren, beim Be-
amtendisziplinargesetz zu den Jasagern gehörten, das
Gesetz angenomrnen, das Kab i net t Wir th g e -
r e t t e t h a ben.

Mit welchem Recht will die Kommunistische Partei
jetzt noch der USP. Vorwürfe darüber machen, daû sie
bisher bei solchen Gelegenheiten, bei denen sie durch
ihre Stimmen eine wichtige Regierungsvorlage zu fall
bringen und die Regierung Wirth stürzen konnte, es
nicht getan hat? Gilt denn das, was die KPD. von der
USP. fordert, nicht mit zehn- ja hundertmal mehr Recht
von der KPD. selber! Wie wiII die KPD. ihr ieiges
Zurückweichen vor den revolutionären Notwendigkeiten
gegenüber den kommunistischen Arbeitern r~chtïe~tigen?
Der MassenwilIe des revolutionären Proletariats wird das
Renegatentum der schwankenden Gestalten à la Höllein,
Remmele Koenen und Stoecker zur Rechenschaft ziehen.
, Bei der Abstimmung über das "Nationalunkengesetz"

konnten sich die KPD.-Mannen deswegen das Dagegen-
handhochheben leisten, weil auch ohne sie eine Zwei-
drittelmehrheit vorhanden war dadurch, daf die Deutsche
Volkspartel auch dafür stimmte. Bei den anderen Vor-
lagen wurde die Sache kritisch. Damit unsere Leser nicht
etwa glauben, daf die "freiheit" in dem Artikel (den sie
sich wie sie in der Einleitung desselben bemerkt, von
eine~ KPD.-Mann schreiben lieG), nicht die Wahrheit
schreibt, lassen wir die "Rote Fahne" vom Sonnabend
morgen zu Worte kommen. Sie hat îolgendes zu er-
widern:

"Erst nachdem an der Verschandelung dleser Gesetze
nichts mehr zu ändern war und alle Verbesserungsan-
träge der Kommunisten abgelehnt waren, haben sie den
Gesetzen zugestimmt, damit wenlastens einlge Proletarier
die Freiheit erhalten und wenlgstens ein paar Mon-
archisten aus der Verwaltung herausfliegen,"

Da brülIt diese Gesellschaft dauernd von "Reichstags-
auflösung" und schreit über Verrat. Gibt zu, daû die Ge-
setze noch weiter versehandelt worden sind, und was tut
sie, als es so weit ist?
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Urn der Retchstazsauûösunz, nach der sie dauernd
brüIIt, aus dem Wege zu gehen, stimmt sie den Gesetzen
zu, die sie selbst als Schandgesetze bezeichnet.

Das ist der "revolutionäre Parlamentarismus" in seiner
ganzen Schönheit. Diese Gesellschaft scheint wirklich
kein anderes Ziel zu kennen, als den Kommunismus zu
schänden. Die Proletarier, die sich noch dazu hergeben,
solchen Revolutionsschmarotzern nachzulaufen, müssen
sich iedoch darüber klar sein, daB sie sich an diesem
Treiben mit schuldig machen.

Kcrnrrumisblsohe Arbeiter-Zeitung, 3. Jahrg. 1922. Nr. 52.

Die KPD. für die ..Republik" 2e2en die Monarchie
Die KPD., die schon 1922 durch das Einbringen ihres

Gesetzentwurfes zum Schutze der Republik (Abgeordnete
Koenen und Meyer) für die heutige kapitalistische Re-
publik eingetreten ist, versucht im Präsidentenwahlkampî,
die von den Sozialdemokraten .verratene Republtk",
.gegen die monarchistische Bourgeoisie und Reaktion zu
verteidigen. Urn diese Stellung zu begründen, führt sie
einen grotesken Tanz zwischen sozialreformistischer Ein-
stellung und revolutionär-marxistischer Erkenntnis auf
und widerspricht sich demgemäf selbst in der Roten
Fahne:
1. F ü r Schwarz-weiû-rot-gold (Rote Fahne 9. 4. 25):

"Aber das Hindenburg-Prograrnm ist auch das Marx-
Prograrnm." Ge gen Schwarz-weill-rot-gold (Rote
Fahne vom 8. 4. 25): "Die KPD. kärnpît iür die prole-
tarische Republik, muf aber die Frage der Monarchie
und der bürgerlichen Reuublik bol s c he wis t i s c h
stellen. Die Auffassung, daB die Monarchie und
Republik, daf schwarzrotgold und schwarzweiBrot
ganz egal sind, wäre antimarxistisch, wäre die Auf-
erstehung der Irrtümer LassaIIes über eine "kom-
pakte reaktionäre Masse."

2. Der Kampt gegen die monarchistische Gefahr als revo-
lutionärer Kampf (Rote Fahne 9. 4. 25):
" ... daû die Sozialdemokratie, als sie den Klassen-
kampt auîgab, nicht nur den Sozialismus, sondern
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auch die Republlk preisgegeben hat. Nur die revolu-
tionäre Arbeiterschaft, die für ihre Arbeiterrepublik
kämpit, führt den ernsthaften Kampt gegen die
monarchistische Reaktion. .,. das bedeutet, daB die
entscheidenden Teile der Bourgeoisie die Rückkehr
zur Monarchie woIIen und ietzt schon die Militärdik-
tatur als Uebergang zu diesem Ziele offen als Pro-
gramm aufsteIIen.
... Marx, ist das ein Kärnpîer gegen die monar-
chistische Reaktion, steht hinter ihm eine Kraft, die
gegen die Monarchisten kämpîen wilI?

3. Der Kampt gegen die monarchistische Gefahr als
antimarxistischer Kampt (Rote Fahne vom 4. April
1924):
... Jeder Marxist, der gewohnt ist, die Methode der
materialistischen Geschichtsauffassung in der Politik
anzuwenden, weiB, daB die politische Orientierung der
parlamentarischen Parteien abhängig ist von den öko-
nomischen KräfteverhäItnissen . . .

Das Postulat aller Parteien der herrschenden Klasse
ist das Privateigentum an den Produktionsmitteln.
Das Bürgertum orientiert sich politisch nach dem Be-
sitz der Bergwerke, Fabriken, Wälder und Aecker.
Dielenige Staatsform, die ihnen mit ihren Machtmitteln
dies en Besitz garantiert, die diesen Besitz gegenüber
Zugriffen der unterdrückten Klasse sichert, findet ihre
Unterstützung. (Anrn.: das ist die heutige Republlk.)

Noch vor einigen Wochen rief die KPD. "Nicht Mon-
archie oder Republik heiBt es, wie die SPD. sagt", doch
wie handelt sie ietzt? Sie .Jcärnpft" selbst gegen die mon-
archistische Gefahr und stelIt sich dadurch auf den Bo-
den der ietzigen Republik, denn Wilhelm Marx ist ihr
doch immer noch lieber als Hindenburg.

Ideologisch ist also die Einheitsfront mit den Sozial-
demokraten geschlossen - alle l-arteien, die das Prole-
tariat zur WahI auffordem, stehen auf einer Stufe, sie
rechnen mit der VergeBlichkeit des Proletariats, urn es zu
verraten.
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Der "revolutionäre Parlamentarismus" in der
Praxis!

Die Steuerforderungen der KPD. 1921.
Ausnutzung aller menschlichen und technisch en Kräfte

zur flebung der Produktion. Schaffung von Arbeit für die
Arbeitslosen, Arbeitszwang für alle Arbeitsfähigen.

Einstellung der industriellen Produktion auf die Bedürf-
nisse zum Wiederaufbau Sowietruûlands und zur Nutzbar-
rnachung der Rohstoffschätze Ruf31ands für den Aufbau der
deutschen und europäischen Wirtschaft.

Welchem Kapitalisten lacht da nicht das tierz im Leibe
ob so viel "revolutionärer Tatkraît" und so wenig
marxistischer Erkenntnis!

"Positive" Steuerpolitik. für die Bourgeoisie, durch
Ablenkun2 vom, Klassenkampi

In der Roten fahne vom 22. 2. 25 schreibt Wilhelm
Koenen in einem Artikel: "Steuerfordlerung der KPD.u hier-
über tolgendes (auszugsweise}:

"Unsere Steuerforderungen müssen ausgerichtet sein auf
die Verwirklichung der Kontrolle der Produktion . .. Urn
einen Teil der ungeheuren Steuerlasten zu beseitigen und
urn dem Proletariat klarzumachen, daB es selbst die
Peitsche zahlt, mit der es geprügelt wird, gilt unser erster
StoB den rleslgen Kosten, die der Gewaltapparat der Bour-
geoisie erfordert ...

· .. Der Skandal der 2 Millitarden Cuno-Kredite und der
ï15 Millionen-Entschädigung für die Ruhrkapitalisten muB
durch den Kam p f u m R ü c k z a h I u n g radikal beendet
werden.

· .. Statt der Vergünstigung und Geschenke haben wir
auûerordentlich verschärfte Belastangen der Besitzer mit
dem Ziel seiner völligen Konfiskation zu fordern. Erhöhung
der Steuersätze für groBe Vermögen und Einkommen für
unbedingt notwendig ...

· . . Wir brauchen eine Lex-Stinnes, die den St 'a a t
berechtigt, die Riesenkonzerne der gröBten Privatkapita-
listen, dier Stinnes und Konsorten wen i g s ten s nach
ihrem Tode zu konfiszieren. ... Die groûen Kapitals-
konzerne und Schieber müssen gepackt werden durch be-
lastende Besitzsteuer . .. Deswegen müssen wir zur
Sicherung und Eintreibung irgendwelcher Besitzsteuern er-
neut fordern die Offenlegung der Steuerlisten • . .
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Ueber den Wert dieser rein reformistischen Steuerfor-
derungen ur,teilt die KPD. in der Roten fahne vom 12.
4. 25, 2. Beilage. unter: "Die Steueranträge der Kommu-
nisten", selbst folgendermaBen:

'. "Von gerechter Lastenverteilung", oder zar von "Ab-
wälzung der L~sten auf die Bourgeoisie" zu schwätzen,
wahrend d i e Bourgeoisie im Besitz der
P r ~ d u k .t ion ~ m i t tel u ndd e s S ta a t s ree h t e s
bie 1 b t, 1 S tel n lee r e r Sc hwi n de IU•

F0 I g e run g : Die gesamten Steuerforderungen der
KPD. sind demnach leerer Schwindel.

"Das proletarische Sachverständh~engutachten"
gegen die Dawes~Gesetze hat die KPD. einen "eige-

nen Gesetzentwurf eingebracht, In der Einleitung in der
Sturmfahne heiBt es zum Teil ganz richtig:

Aber die Kommunistische Reichstagsfraktion, die diesen
Gesetzentwurf verlegt, setzt nicht die tioffnung für die
Verwirklichung der Sozialisierung auf das bürgerliche
Parlament. Der Gesetzentwurf ist eine Kam p fan -
sa g e ge gen den Rei c hst a g, gegen die bürger-
liche Demokratie, zezen die kapitalistische Wirtschaft und
i~ren Staat. Die Kommunistische Reichstagsfraktion sagt
diesen Kampt an. Die Massen müssen ihn aufnehmen.
Eine Kapitalistenklasse, die die nationale Einheit preis-
gibt, hat den Anspruch auf tierrschaft im Staate verloren.
Eine Kapitalistenklasse. die aus einer Krise in die andere
stürzt, die die Wirtschaft veröden läBt, hat den Anspruch
v~rwirkt, Ilerrscherin über die Produktionsmittel zu sein.
Sie muf von der unterdrückten Klasse aus allen ihren
Machtpositionen in Staat und Wirtschaft herausgeworfen
werden. Die ausgebeuteten Massen müssen sich an Stelle
der heute Iterrschenden setzen. Urn Sozialisierung Na-
tionalisierung und die Diktatur des Proletariats geht die-
ser Karnpf.

Charakteristisch ist hier wieder das nationale Gesicht,
wie "Die Kapitalistenklasse. die die na tionale Ei n hei t
preisgibt". Und dann welche Logik: Sie setzen nicht die
tioffnung aut das bürgerliche Parlament, legen aber
Die KPD. im eigenen êpiegel i
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diesem einen Gesetzentwurf vor. Das ist eben parlarnen-
tarische Loglk.

Denselben nationalistischen Geist atmet auch der
Schluf der Bezründuns des Sozialisierungsgesetzes:

Die Antragsteller sind sich bewuût, daB kei nek a -
p l t ä l is t is c h - demokratische Regierung
die S 0 z i a 1i s ier u n g dur c h f ü h ren w ir d. Die
Sozialisierung erfordert eine g run d l e gen d e U m -
ges tal tu n g der politischen Staatsorganisation in der
Richtung, daû den politischen Organen der werktätigen
Bevölkerung (Arbeiterräte) die Leitunz, Durchiührung
und Kontrolle der staatlichen Exekutive, Gesetzgebung
und Verwaltung zufällt. E i nes 0 1c heft er r s c haf t
der W e r k t ä tig enD e uts c h I a n d s setzt aber
voraus, daf die arbeitenden Volksschichten - Arbeiter,
Angestellte, Beamte und Kleinbauern -, im Interesse ihrer
Selbsterhaltung, im Interesse der nationalen Existenz
Deutschlands und im Interesse des wirtschaftlichen Auî-
baues sic h pol i t i s c h , w i r t s c h a ft 1i c hun d
mil i t ä ris c h r ü s ten, urn die ietzige kapitalistische
Staatsorganisatlon zu z er t r ü mme r n und die sozia-
listische an ihre Stelle zu setzen. I n d e m die a r bei -
tenden Volksrnassen sich die sozialisti-
s c h e Republik e r k ä m p f e n , retten sie ihr
e ig e n e s Leben, die Existenz der deut-
s c hen Wir t s c haf t, d i ti E x i s ten z des d e u t-
s c hen Vol k es."

'R{)te Sturmfahne. Nr. 63 vom Jahre 1924.

Deutsch, national, Volk, wie beim Spieûbürger.

Revolutionäre Parlaments-Kommunisten

Ein Jugendgenosse sohreibt uns:
Der Märekamoî forderte auch dn Amrnendorf bei Italle

Opîer. Urn diese Preiheitskämpfer besouders zu ••ehren",
wurden sie wie ein verreckendes Vieh in einer J:cke des
f'rledhoîs versoharrt. (Da'S Arnmendorfer Gemeindeparlament
'lbesteht IllUS 14 Kommuntsten und 5 Bürgerhchen.) Die Kom-
munistische Arhelterlugend Arnrnendorf beabslchtigte eine
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Gedenktafel mit fol,gender Inschrlît auf dem GraJbe anzu-
dll1ingen:

Hier ruihen die a rn 28. :Mä'rz 1921 irn Ka m p I e
f ü r 'fr,eiheit ~nd Recht Gefallen'elll. Ijh r ha b t
gek a rn p ;f t . w i r w e r d ,e lI1J wei t e r k ä mP fen.

Urn diese Tafel oan:briTIlg,en~u !können, enuûten wér erst die
Genehmigung' der Gemeinde erhalten. W>Îr muûten aber das
Unerhörte erfahren, daf unser Antl1aJl?: wegen "Arufreizu1l!g
zum Klassenhaû" von der "revolu1ionären" kommunistischen
Gemeinde abgelehnt wurde.

Kommcnlsnsohe Arbeiter-Zeltuns; Nr. 241, 1921.

Levi le2t sein Mandat nicht nieder

ReiclIstag. Berlin NW 7. den 5. ,Mai 1921.
An die Zentrale <der VKP!D .. Berlin.

Werte Genossen!
Die Bntsoheidu'l1g des Zentralausschusses über die ,jn der

~. strittëaen poliusohen ~<fa'!t'en und über die Frage mernes
Aussc.hlusses. die iah naoh wie VOr ledigllch als eine ,politisohe
und keine disziplinare ansehe, kann nicht als endtgüHig r!t'elten.
Ioh w erde daher die EntsclheidullJl?: über die Niederlegung des
Mandats naoh dieser endgültigen EntscheiduT12: - wohl auf
dern Kongref in Moskan - rund in Verbindung mit den Ge-
nossen treffen. über deren politisohe Zusrehörigkeit duroh diese
endgültlge Entsc:heidung mit entsenleden werden wird

Mit 'kommunistisCiherrn GruB .
rgez. Praru I Le v i.

"Die Tatsache, daû Paul Levi gegen den Willen der Partei
am Rerchstazsmandat Iestklebt. ist zugleioh eine Unterstützung
der antlparlamentarisohen KA'P.- Taktik. wie sie wirksanier
nicht gedacht werden kann", schreibt die R.ote Fahne dazu.

Sehr richtig! Und eine treffliche IIIustration, wem
der Parlamentarismus e t w a s n ü t z t !
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